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Antrag 

der Abgeordneten Neuburger, Schmidt (Hamburg) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung von Rechtsverhältnissen der bei der Landespost- 
direktion Berlin als Postfacharbeiter und Postfacharbeiterinnen 

beschäftigten Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- j 
sen: | 


§ 1 

Personen, die am 1. Dezember 1952 als Postfadi- 
arbeiter oder als Angestellte mit entsprechender 
Tätigkeit in den Diensten der Berliner Senatsver- 
waltung für Post- und Fernmelde wesen und die am 
1. Januar 1959 als Postfacharbeiter in den Diensten 
der Landespostdirektion Berlin standen, sind, so- 
fern sie die nach den geltenden Vorschriften erfor- 
derlichen Voraussetzungen für die Einstellung in 
den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des ein- 
fachen Postdienstes erfüllen, bis zum 1. Oktober 
1959 in das Beamtenverhältnis zu berufen, jedoch 
ist § 14 Abs. 1 Nr. 1 der Bundeslaufbahnverordnung 
(BLV) vom 31. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 712) 
auf sie nicht anzuwenden. § 15 Abs. 2 und § 16 
Abs. 2 der Bundeslaufbahnverordnung gelten in 
diesen Fällen zwingend. 


§ 2 

Die Berufung der in § 1 bezeichneten Personen in 
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit kann nicht 
deshalb abgelehnt werden, weil sie zu diesem Zeit- 
punkt das 50. Lebensjahr überschritten haben; die 
Tauglichkeits-Richtlinien der Deutschen Bundespost 
sind auf sie nicht anzuwenden. 


(1) Die in § 1 bezeichneten Personen sind, sofern 
sie am 1. Januar 1959 das 55. Lebensjahr vollendet 
haben, von der Ablegung der Prüfung für den ein- 
fachen Postdienst befreit, wenn sie sich während 
der Zeit vom 1. Dezember 1952 bis zum 1. Januar 
1959 in ihrer oder einer gleichwertigen Stelle be- 
währt haben. Dies gilt nicht, wenn die Betreffenden 
bereits zur Laufbahnprüfung zugelassen worden 
sind, diese aber nicht bestanden haben. 

(2) Die Bewährung ist durch die Dienstbehörde 
festzustellen. Bestreitet die Dienstbehörde die Be- 
währung, so entscheidet auf Antrag des Betroffenen 
der Bundespersonalausschuß. 

§ 4 

Soweit die Berufung der in § 1 bezeichneten Per- 
sonen in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
nicht durchgeführt werden kann, weil Beamtenplan- 
stellen hierfür nicht zur Verfügung stehen, sind bis 
zum 1. Oktober 1959 außerplanmäßige Beamten- 
planstellen zu schaffen und die Beamten in diese 
einzuweisen. Diese Stellen sind im Voranschlag der 
Deutschen Bundespost als „künftig wegfallend" zu 
bezeichnen. 

§ 5 

Personen, die nach dem 1. Mai 1957 wegen Er- 
reichens der Altersgrenze oder wegen Berufsunfä- 
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higkeit aus dem Dienst eines Postfacharbeiters oder 
eines Angestellten mit der Tätigkeit eines Post- 
facharbeiters bei der Berliner Senatsverwaltung für 
Post- und Fernmeldewesen oder der Landespost- 
direktion Berlin ausgeschieden sind, werden, sofern 
sie die in § 1 bezeichneten Voraussetzungen erfül- 
len und am Tage ihres Ausscheidens eine anrech- 
nungsfähige Dienstzeit von mindestens 10 Jahren 
zurückgelegt hatten, so behandelt, als wenn dieses 
Gesetz am Tage ihres Ausscheidens bereits gegol- 
ten hätte. Sie sind hiernach Ruhestandsbeamte und 
gelten als aus dem Amt in den Ruhestand getreten, 
das ihnen in sinngemäßer Anwendung des § 1 hätte 
übertragen werden müssen. Entsprechendes gilt für 
ihre Hinterbliebenen. 


§ 6 

Dieses Gesetz gilt sinngemäß auch für Fernmelde- 
bauhandwerker im Arbeiterverhältnis. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 3. Juni 1959 


Neuburger 
Benda 
Dr. Besold 
Hübner 
Stingl 


Schmidt (Hamburg) 
Frau Döhring (Stuttgart) 
Frenz el 
Höhmann 
Dr. Königswarter 
Frau Krappe 
Neumann 
Rasch 
Rohde 
Frau Rudoll 
Sdiröter (Berlin) 
Stenger 
Walpert 
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Begründung 


A. Allgemein 

Nach den bei der Deutschen Bundespost geltenden j 
Richtlinien für die Verbeamtung von Postfacharbei- I 
tern werden diese nach etwa lOjähriger Tätigkeit 
bei einwandfreier Führung in das Beamtenverhält- 
nis berufen, sofern sie zu diesem Zeitpunkt das ' 
50. Lebensjahr noch nicht überschritten haben. ^ 

Diese Regelung konnte bei den Postfadiarbeitern ' 
der Berliner Post zunächst nicht durchgeführt wer- ^ 
den, da das Beamtenrecht nach dem Zusammenbruch | 
von der damaligen Berliner Kommandantur abge- 
schafft wurde und alle Postbediensteten demnach 
nur als Angestellte oder Arbeiter tätig sein konn- 
ten. 

Um den älteren Postfacharbeitern wenigstens einen | 
gewissen Ausgleich für die nicht mögliche Uber- 1 
führung in das Beamtenverhältnis zu bieten, hat die : 
damalige Magistratsabteilung (später Senatsverwal- ' 
tung) für das Post- und Fernmeldewesen einen gro- | 
ßen Teil der Postfacharbeiter mit längerer Dienst- ; 
zeit in das Angestelltenverhältnis übernommen. : 
Diese Übernahme war seinerzeit möglich, weil die j 
damals in Berlin bestehende Einheitsversicherung 
keinen Unterschied zwischen invalidenversicherungs- | 
pflichtiger Tätigkeit und angestelltenversicherungs- 
pflichtiger Tätigkeit machte. 

Nadi dem Inkrafttreten des Berliner Landesbeam- ! 
tengesetzes am 1. Dezember 1952, das in seinem ' 
§ 178 besondere Bestimmungen für die Überleitung ; 
der jetzt auf Beamtendienstposten tätigen Postan- j 
gestellten in das Beamtenverhältnis enthielt und j 
diesen unter bestimmten Voraussetzungen einen i 
Rechtsanspruch auf Verbeamtung verschaffte, war j 
der Bedarf an Beamtenplanstellen so groß, daß | 
Planstellen für diejenigen Postfacharbeiter, die in- ; 
zwischen eine lOjährige Dienstzeit zurückgelegt 
hatten und dementsprechend nach den nun auch für 
die Landespostdirektion Berlin geltenden Richt- 
linien eigentlich in das Beamtenverhältnis hätten 
berufen werden müssen, nur in geringem Umfang 
zur Verfügung standen und dadurch ein Rückstau | 
eintrat. Viele der in Frage kommenden Personen I 
haben inzwischen schon eine weit längere, teilweise 
über 20 Jahre währende anrechnungsfähige Dienst- 
zeit zurückgelegt, ohne ins Beamtenverhältnis über- 
nommen worden zu sein. 

Die Schwierigkeiten, für diese Personen Planstellen i 
— und seien sie auch „künftig wegfallend" — - zu I 
schaffen, sind vielmehr im Laufe der Zeit dadurch 
gewachsen, daß eine erhebliche Zahl dieser Postfach- j 
arbeiter inzwischen das 50. Lebensjahr überschrit- , 
ten hat. i 

Soweit die in Frage kommenden Personen zwischen- 
zeitlich von der damaligen Berliner Postverwaltung 
aus dem Beamten- in das Angestelltenverhältnis i 
überführt worden waren, mußten sie inzwischen zu- : 
rückgeführt werden, da mit der Beseitigung der Ber- 


liner Einheitsversicherung und der Einführung des 
im übrigen Bundesgebiet geltenden Sozialversiche- 
rungssystems wieder zwischen invalidenversiche- 
rungspflichtiger und angestelltenversicherungspflich- 
tiger Tätigkeit zu unterscheidet! war. Abgesehen 
von diesen versicherungstechnischen Gesichtspunk- 
ten ließ auch die nunmehr in Berlin wieder voll an- 
gewandte Dienstpostenbewertung der Bundespost 
eine Beschäftigung der Postfacharbeiter als Ange- 
stellte nicht mehr zu: Der in Frage stehende Perso- 
nenkreis, der auf Grund seiner langen Dienstzeit 
also eine Verbesserung seines Status zu erwarten 
gehabt hätte (Übernahme in das Beamtenverhält- 
nis), hat statt dessen zum großen Teil eine status- 
mäßige Verschlechterung (Rückführung vom Ange- 
stellten- in das Arbeiterverhältnis) hinnehmen müs- 
sen. 

Den Bemühungen, für die Übernahme der in Frage 
stehenden Personen in das Beamtenverhältnis die 
erforderliche Zahl von Planstellen zu schaffen, ist 
nicht nur der Einwand entgegengesetzt worden, daß 
die Betreffenden das 50. Lebensjahr überschritten 
hätten und damit nach den allgemeinen Richtlinien 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht 
mehr in Frage kämen, sondern auch der Hinweis, 
daß die so lange im Arbeiter- (bzw. Angestellten-) 
Verhältnis beschäftigten Berliner Postfacharbeiter 
nun in der Sozialversicherung einen Rentenan- 
spruch erworben hätten, der diesen Personen, wenn 
sie nach ihrer Verbeamtung in den Ruhestand tre- 
ten, ein Einkommen zufließen läßt, das weit über 
dem Einkommensniveau der vergleichbaren Post- 
facharbeiter im übrigen Bundesgebiet läge, die nach 
etwa 10 Jahren verbeamtet worden sind. Dieser 
Einwand ist an sich richtig, und es ist auch sicher 
unbestreitbar, daß die Erwartung so hoher Bezüge 
einen gewissen Anreiz dazu bieten wird, vorzeitig 
in den Ruhestand zu treten. Jedoch muß in diesem 
Zusammenhang auf § 115 Abs. 2 BBG hingewiesen 
werden, der auf diese Personengruppe anzuwenden 
ist, weil nach dem Gesetz zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der in einzelnen Verwaltungszweigen 
des Landes Berlin beschäftigten Personen vom 26. 
April 1957 (BGBL I S. 397) für die Berliner Postbe- 
diensteten Bundesrecht gilt. Nach dieser Vorschrift 
werden die Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung insoweit auf das Ruhegehalt angerechnet, 
als sie auf die Arbeitgeberanteile während der Zeit 
zurückgehen, in der der Rentenempfänger im öffent- 
lichen Dienst beschäftigt war, wenn diese Zeit bei 
der Berechnung des Ruhegehalts als ruhegehalt- 
fähig berücksichtigt worden ist. Sicher bleibt den- 
noch eine gewisse Besserstellung der zu verbeam- 
tenden, hier in Frage stehenden Berliner Postfach- 
arbeiter hinsichtlich ihrer Bezüge im Ruhestand 
übrig, doch ist zu berücksichtigen, daß 

a) diese Besserstellung auf eigene Beitragsleistung 
zurückgeht. 
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b) eine völlige Angleichung hinsichtlich der Höhe 
des zu erwartenden Ruhegehalts nicht möglich 
ist und nur zwischen einer Schlechterstellung 
(Belassung im Arbeiterverhältnis) und einer Bes- 
serstellung (Verbeamtung) gewählt werden 
kann; im Interesse der Betroffenen sollte die 
Besserstellung gewählt werden, da die Gründe, 
die eine völlige Angleichung unmöglich machen, 
nicht von den Betroffenen zu vertreten sind. 


B. Im besonderen 

Zu § 1 

Absatz 1 umreißt den Kreis der Personen, die für 
die Verbeamtung in Frage kommen. Wesentlich ist, 
daß die Betreffenden am Tage des Inkrafttretens 
des Berliner Landesbeamtengesetzes (1. Dezember 
1952) als Postfacharbeiter (oder als Angestellte in 
entsprechender Tätigkeit) bei der Berliner Postver- 
waltung tätig gewesen sein müssen und zu Beginn 
des laufenden Jahres bei der Landespostdirektion 
Berlin. Da die Verbeamtung bisher vorzugsweise 
an der Überschreitung der Altersgrenze scheiterte, 
kann die in § 14 Abs. 1 Nr. 1 BLV hierfür beste- 
hende Vorschrift auf diesen Personenkreis nicht an- 
gewandt werden. Weil diese Personen schon minde- 
stens 10 Jahre im Postdienst tätig sind, wäre es un- 
billig, sie vorerst als Beamte „auf Widerruf" und 
„zur Probe'" einzuberufen. Die Kann-Vorschriften 
über die Anrechnung der Vordienstzeiten auf den 
Vorbereitungsdienst und die Probezeit müssen des- 
halb, wenn der mit diesem Gesetz beabsichtigte 
Zweck erreicht werden soll, hier zwingend gelten. 

Zu § 2 

Bei dem in § 1 bezeichneten Personenkreis handelt 
es sich um Laufbahnbeamte. Die Altersgrenze ist 
deshalb nicht nur hinsichtlich des Vorbereitungs- 
dienstes, sondern auch bei der Berufung in das Be- 
amtenverhältnis auf Lebenszeit zu beseitigen. Auch 
die Tauglichkeitsrichtlinien können auf diese Per- 
sonen nicht mehr angewandt werden, da von einem 
über 50jährigen naturgemäß nicht mehr die körper- 
liche Rüstigkeit erwartet werden kann, die von 
höchstens 35jährigen verlangt wird. 

Zu § 3 

Es wäre unbillig, von über 55 Jahre alten Postfach- 
arbeitern, die über 10 Jahre im Postdienst gestan- 
den haben, noch einen Befähigungsnachweis durch 
Ablegung der Prüfung für den einfachen Postdienst 
zu verlangen. Diese Personen werden deshalb von 
der Ablegung der Prüfung befreit. Damit solche 
Postfacharbeiter, die bereits zur Prüfung zugelassen 
waren, diese aber nicht bestanden haben, nicht den 
Versuch machen können, nun diese — für einen an- 


deren Personenkreis gedachten — Bewährungsvor- 
schriften für sich in Anspruch zu nehmen, mußte 
eine entsprechende Ausnahmebestimmung aufge- 
nommen werden. Schließlich muß klargestellt wer- 
den, wer die Bewährung feststellt und wer bei be- 
strittener Bewährung als Einspruchsinstanz ent- 
scheidet. 

Zu § 4 

Die Bereitstellung von Planstellen für den in Frage 
stehenden Personenkreis scheiterte bisher vor allem 
daran, daß die nach § 36a RHO erforderliche Zu- 
stimmung des Bundesfinanzministers nicht zu errei- 
chen war. Insbesondere deshalb, weil der in Frage 
stehende Personenkreis die Altersgrenze überschrit- 
ten hatte, die der Bundesfinanzminister in seinen 
Ausführungsbestimmungen zu § 36a RHO festgelegt 
I hatte (50. Lebensjahr). Es muß deshalb eine gesetz- 
t liehe Grundlage für die Bereitstellung der Planstel- 
! len geschaffen werden. 

I Zu § 5 

Die in §§ 1 bis 4 vorgesehene Regelung bedeutet 
eine Härte für diejenigen Personen, die vor dem 
Stichtag (1. Januar 1959) bereits wegen Erreichens 
i der Altersgrenze oder wegen Berufsunfähigkeit als 
Postfacharbeiter aus den Diensten der Landespost- 
! direktion Berlin ausgeschieden sind, obwohl sie 
I unter normalen Umständen vorher in das Beamten- 
I Verhältnis zu berufen gewesen und demnach jetzt 
I Ruhestandsbeamte wären. Um diese Härten zu be- 
I seitigen, soll das Gesetz für diesen Personenkreis 
i so angewandt werden, als wenn es am Tage des 
Ausscheidens der in Frage stehenden Personen be- 
reits gegolten hätte. Die Betroffenen werden damit, 
da der Berufung in das Beamtenverhältnis sofort 
die Versetzung in den Ruhestand folgt, in Ruhe- 
I standsbeamte verwandelt. Das gleiche muß natürlich 
auch hinsichtlich der Hinterbliebenen gelten, wenn 
I die betreffenden ehemaligen Postfacharbeiter inzwi- 
! sehen verstorben sind. Die Rückwirkung soll aller- 
j dings nur bis zum Tage des Inkrafttretens des 
. Rechtsverhältnissegesetzes (d. h. der völligen be- 
; triebsmäßigen Angliederung der Berliner Post an 
die Bundespost) gelten. 

I Zu § 6 

] 

Die bezüglich der Veramtung der Berliner Postfach- 
arbeiter bestehenden vorhandenen Hindernisse be- 
standen auch hinsichtlich der Fernmeldebauhand- 
i werker. Auf sie muß das Gesetz dementsprechend 
I sinngemäß angewendet werden. 

i Zu § 7 

I Dieser Paragraph enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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